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Straßenbauamt 

Sachgebiet Haushalt und Verwaltung 

 
Nach den Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sind wir dazu verpflichtet, Sie über die 

Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch das oben genannte Amt des Landratsamtes Rastatt 

aufzuklären. Im Folgenden möchten wir der Informationspflicht gemäß Artikel 13 und 14 DSGVO nachkom-

men.  

 

1. Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

1.1 Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten 

Das Straßenbaumt – Sachgebiet Haushalt und Verwaltung – verarbeitet personenbezogene Daten 

ausschließlich zur Erledigung gesetzlich vorgeschriebener Pflichtaufgaben und Erbringung von Leis-

tungen im Rahmen freiwilliger Angebote. Ihre Daten werden zu folgendem Zweck erhoben: 

 Durchführung des Grunderwerbes 

 Unfall- und Schadensbearbeitung 

 Gestattung von Leitungen 

 Bearbeitung von Anträgen auf Sondernutzung 

 Bearbeitung von Anbauangelegenheiten 

 Stellungnahmen für andere Fachbehörden, sofern in deren Verfahren straßenbaurechtliche Be-

lange berührt werden 

 Bearbeitung von Widersprüchen 

 Bearbeitung von Anfragen, Anzeigen, Beschwerden 

Hierzu zählen auch Beratungen und die Bearbeitung individueller Anliegen. In diesem Zusammen-

hang werden personenbezogene Daten auch zu statistischen Zwecken verarbeitet.  

 

1.2 Grundlage der Verarbeitung 

Sofern eine Einwilligung von Ihnen vorliegt, ergibt sich die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung Ihrer 

personenbezogenen Daten aus Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a i.V.m. Artikel 7, 8 DSGVO. Wenn für die 

Wahrnehmung einer Aufgabe die im öffentlichen Interesse liegt, die Verarbeitung erforderlich ist oder 

wenn die Verarbeitung in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, ist Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e 

DSGVO maßgebend. Darüber hinaus dienen als Rechtsgrundlage § 4 LDSG und Artikel 6 Absatz 3 

DSGVO sowie spezialgesetzliche Regelungen, insbesondere: 

Straßengesetz Baden-Württemberg (StrG) 

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) 

Grundbuchordnung (GBO) 

Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) 

Grundsteuergesetz (GrStG) 

Landesjustizkostengesetz (LJKG) 

Gerichts- und Notarkostengesetz (GNotKG) 

Landesbauordnung (LBO) 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Landesenteignungsgesetz (LentG) 

Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

barkeit (FamG) 

Ortsdurchfahrtsrichtlinie (ODR) 
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Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) 

Landesverwaltungsgesetz (LVG) 

Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG) 

Vollstreckungskostenverordnung (LVwVGKO) 

Landesverwaltungszustellungsgesetz (LVwZG) 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

Landesgebührenverordnung (LGebG) 

Verordnung des Landratsamtes Rastatt über die Erhebung von Gebühren für die Wahrnehmung von 

Aufgaben als untere Verwaltungsbehörde und als untere Baurechtsbehörde (Gebührenverordnung) 

Grundgesetz (GG) 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

Ordnungswidrigkeitengesetz (OwiG) 

sowie alle auf Grundlage der genannten Gesetze ergangenen Verordnungen, Richtlinien, Verwal-

tungsvorschriften und Satzungen 

 

1.3 Insbesondere werden folgende personenbezogenen Daten verarbeitet 

1.3.1 Stammdaten 

Name, Vorname, Geburtsdatum/-ort, Sterbedatum/-ort, Anschrift, Telefonnummer, E-Mail-Adresse, 

Bankverbindung 

 

1.3.2 Daten zur Durchführung des Grunderwerbs und Anbaurechts 

Flurstücknummer, Grundstücksdaten (z.B. Größe, Nutzungsart, Lage, Eigentumsverhältnis, Belastun-

gen), Bodenrichtwert, Kaufpreis 

 

1.3.3 Daten zur Durchführung der Unfall und Schadensbearbeitung 

KFZ-Kennzeichen, Versicherungsunternehmen, Adressdaten des Fahrzeughalters 

 

1.4 Quelle, aus der die personenbezogenen Daten stammen  

Antragssteller*in, Polizei, Bürgermeisterämter (Einwohnermeldeamt, Gutachterausschuss), Grund-

buchdatenzentrale 

 

1.5 Übermittlung der personenbezogenen Daten  

Die personenbezogenen Daten können zur gesetzlichen Aufgabenwahrnehmung an Dritte übermit-

telt werden; soweit dies im Rahmen der unter Ziffer 1.1 und 1.2 dieses Datenschutzinformations-

blatts dargelegten Zwecke und Rechtsgrundlagen zulässig ist. Für die Erledigung unserer Aufgaben 

benutzen wir IT-gestützte Fachverfahren (Software), in die Ihre Daten eingegeben werden. Dabei 

arbeiten wir auf gesetzlicher Grundlage auch mit anderen Stellen der Landesverwaltung oder sonsti-

gen ausgewählten Dienstleistern zusammen, die personenbezogene Daten in unserem Auftrag ver-

arbeiten. Diesen werden Ihre personenbezogenen Daten, soweit erforderlich, offengelegt. Unter die-

sen Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener Daten sein: 

 

 im Landratsamt zuständige Ämter im Rahmen 

 der Amtshilfe 

 des Zahlungsverkehrs 

 der juristischen Beratung 

 des Anbaurechts 

 Städte/Gemeinden 

 Notare, Grundbuchämter und Nachlassgerichte im Rahmen des Grunderwerbs 

 Rechtsanwälte im Zuge des Rechtsbeistands 

 Versicherungsunternehmen 

 die Rechtsaufsichtsbehörden (Ministerium, Regierungspräsidium) nach Art. 6 Abs. 1 

e DSGVO) 

 Strafverfolgungsbehörden und Behörden der Gefahrenabwehr (z.B. Polizei, Staats-

anwaltschaft, Zoll, Staats- und Verfassungsschutz) 
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Weitere Datenempfänger*innen können diejenigen Personen und/oder Stellen sein, für die Sie uns Ih-

re Einwilligung zur Datenübermittlung erteilt haben. 

 

1.6 Berechtigte Interessen für die Verarbeitung der Daten nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe 

f DSGVO 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auch für den Fall der Abwehr und Geltend-

machung von Rechtsansprüchen, Durchführung eines Rechtsstreits. Sollten die Interessen, Grund-

rechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person überwiegen, werden die personenbezogenen Da-

ten nicht an Dritte weitergegeben. 

 

2. Dauer der Speicherung / Löschungsfristen 

Ihre personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie es für eine abschließende Bearbei-

tung Ihres Anliegens notwendig ist. Personenbezogene Daten, für die gesetzliche oder anderweitig 

vorgeschriebene Aufbewahrungspflichten bestehen, werden für die Dauer der jeweiligen Aufbewah-

rungsfrist gespeichert und im Anschluss routinemäßig gelöscht. 

 

3. Bereitstellung der Daten 

Die Bereitstellung und Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist für die Erledigung gesetzlich 

vorgeschriebener Pflichtaufgaben unabdingbar. Für alle weiteren Verarbeitungszwecke ist die Bereit-

stellung Ihrer personenbezogenen Daten freiwillig. Werden die personenbezogenen Daten allerdings 

nicht oder nicht vollständig mitgeteilt, kann dies, wenn die Zurverfügungstellung der personenbezo-

genen Daten hierfür erforderlich ist, eine Versagung der beantragten Leistungen zur Folge haben 

und/oder eine umfassende Beratung unmöglich machen.  

 

4. Betroffenenrechte 

 

4.1 Recht auf Widerruf Ihrer Einwilligung (Artikel 7 DSGVO) 

Sie haben das Recht, Ihre erteilte Einwilligung jederzeit und ohne Angabe von Gründen zu widerru-

fen. Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der auf Grund der Einwilligung bis 

zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 

 

4.2 Auskunftsrecht (Artikel 15 DSGVO) 

Sie haben das Recht sofern nicht die Vorschriften der §§ 9, 13 Abs. 4, 14 Abs. 2, 16 Abs. 1 LDSG 

diesem Auskunftsrecht entgegenstehen, von uns eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob Sie be-

treffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. Ist dies der Fall, so haben Sie ein Recht auf 

Auskunft über die Verarbeitung. 

 

4.3 Recht auf Berichtigung/Löschung/Einschränkung der Verarbeitung (Artikel 16-19 DSGVO) 

Sie haben das Recht, von uns zu verlangen, dass 

o Sie betreffende unrichtige personenbezogene Daten unverzüglich berichtigt werden (Recht auf 

Berichtigung - Artikel 16 DSGVO) sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs.3 LDSG 

diesem Berichtigungsrecht entgegenstehen, 

o Sie betreffende personenbezogene Daten unter den Voraussetzungen des Artikels 17 DSGVO 

unverzüglich gelöscht werden (Recht auf Löschung) sofern nicht die Vorschrift der § 10 LDSG 

dem Recht auf Löschung entgegensteht und 

o die Verarbeitung unter den Voraussetzungen des Artikels 18 DSGVO eingeschränkt wird (Recht 

auf Einschränkung der Verarbeitung) sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs. 3 

LDSG diesem Recht auf Einschränken der Verarbeitung entgegenstehen; 

 

4.4 Recht auf Datenübertragbarkeit (Artikel 20 DSGVO) 

Erfolgt die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten auf Grundlage einer Einwilligung 

oder auf einem Vertrag, steht Ihnen unter den Voraussetzungen des Artikels 20 DSGVO ein Recht 

auf Datenübertragung zu sofern nicht die Vorschriften des § 14 Abs. 3 LDSG diesem Recht entge-

gensteht. 
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4.5 Widerspruchsrecht (Artikel 21 DSGVO) 

Erfolgt die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten auf Grundlage des Artikels 6 

Abs. 1 Buchstabe e oder f DSGVO, steht Ihnen unter den Voraussetzungen des Artikels 21 DSGVO 

ein Widerspruchsrecht zu sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs. 3 LDSG diesem 

Recht entgegenstehen. 

 

4.6 Beschwerderecht (Artikel 77 DSGVO) 

Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen 

die DSGVO verstößt, haben Sie, unbeschadet anderer Rechtsbehelfe, das Recht auf Beschwerde bei 

einer Aufsichtsbehörde. 

 

Kontakt: 

Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg 

Adresse: Königstraße 10a, 70173 Stuttgart 

Telefon: 0711 6155410 

E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de  

 

5. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

Landratsamt Rastatt, Am Schlossplatz 5, 76437 Rastatt, 

vertreten durch den Landrat 

landrat@landkreis-rastatt.de oder Telefon 07222 381-1001 

 

6. Unser*e Datenschutzbeauftragte*r 

Unsere*n Datenschutzbeauftragte*n erreichen Sie unter 

datenschutz@landkreis-rastatt.de oder Telefon 07222 381-1093 
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